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 Anlässlich Weltgesundheitstag am 7.4.2017 zum Thema Depression: 
 

Missbrauchsbeauftragter Rörig: „Depression ist eine der häufigsten 
Folgeerkrankungen von sexueller Gewalt in der Kindheit!“ 
 

Neue Ergebnisse des Zentrums für Traumaforschung (ZTF)  der Universität Ulm* 
bestätigen das hohe Risiko von Betroffenen von sexueller Gewalt in der Kindheit,  
eine depressive Symptomatik aufzuweisen. 
 
Berlin, 06.04.2017. Anlässlich des Weltgesundheitstages 2017 zum Thema „Depression 
– Let´s talk!“ wurden dem Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs, Johannes-Wilhelm Rörig, bisher unveröffentlichte Ergebnisse 
einer Repräsentativbefragung der deutschen Bevölkerung des Zentrums für 
Traumaforschung (ZTF)  der Universität Ulm* mit dem Childhood Trauma 
Questionnaire (CTQ) und dem Depressionsmodul des Gesundheitsfragebogens für 
Patienten (PHQ-9) zur Verfügung gestellt. Die Ergebnisse zeigen signifikante 
Zusammenhänge zwischen belastenden Kindheitsereignissen und Depressionen auf. Bei 
Betroffenen von sexueller Gewalt in der Kindheit fanden sich  viermal häufiger deutlich 
erhöhte Depressionswerte. Bereits am 16.03.2017 wurden erste Ergebnisse dieser 
Studie in Berlin vorgestellt, die deutlich machten, dass die Fallzahlen bei sexueller 
Gewalt nicht rückläufig sind und sexueller Kindesmissbrauch zahlreiche Spätfolgen nach 
sich zieht. 
 
Rörig: „Kommunikation ist ein wichtiger Teil der Prävention! Ich hoffe sehr, dass der 
Weltgesundheitstag unter dem Motto „Depression - Let´s talk“ dazu beitragen kann, den 
Umgang mit von Depression Betroffenen in unserer Gesellschaft offener zu gestalten 
und hierbei auch den Kontext sexueller Gewalt mitzudenken. Das Ausmaß der sexuellen 
Gewalt und der gesundheitlichen Folgen für Betroffene und die Gesellschaft ist enorm. 
Die Ergebnisse aus Ulm zeigen, dass sich hinter der sogenannten Volkskrankheit 
Depression, die jährlich mehrere Millionen Menschen trifft, auch tausende 
Einzelschicksale von Betroffenen verbergen, die sexuelle Gewalt als Kinder oder 
Jugendliche erlitten haben.“  
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Rörig begrüßt die erfolgte Überarbeitung der Psychotherapie-Richtlinie, das dürfe aber 
nicht darüber hinweg täuschen, dass es bei der Versorgung von Betroffenen nach wie 
vor viele Defizite gebe. Der großen Zahl Betroffener stünden nur wenige auf ihre 
spezifischen Bedürfnisse zugeschnittene Therapieangebote zur Verfügung.  
Therapeutische Angebote für Betroffene von sexueller Gewalt müssten dringend weiter 
ausgebaut und auf die spezifischen Bedürfnisse von Betroffenen ausgerichtet werden. 
Rörig fordert mehr Kassensitze für Psychologische Psychotherapeut_innen und Kinder- 
und Jugendlichen-Psychotherapeutinnen und -therapeuten, eine flexible Gestaltung der 
Therapien, alternative Therapieformen wie Tanz- oder Kunsttherapien sowie spezifische 
Angebote für komplex traumatisierte Betroffene, wie es auch von Betroffenen immer 
wieder gefordert werde. 
 
Rörig verweist dabei auch auf das Opferentschädigungsgesetz (OEG). Höhere 
Therapiekontingente und alternative Therapieformen sollten Betroffenen endlich auch im 
Rahmen des OEG gewährt werden, dessen Reform seit Jahren gefordert wird. Ein neuer 
Gesetzentwurf müsse jetzt unmittelbar nach Beginn der neuen Legislaturperiode 
eingebracht werden. Bis zum Inkrafttreten eines reformierten OEG müsse das sog. 
Ergänzende Hilfesystem (EHS) für Betroffene im institutionellen Bereich und auch der 
Fonds Sexueller Missbrauch (FSM) für im familiären Bereich Betroffene weitergeführt 
werden. Sollte die Reform hinter den Erwartungen bei den Verbesserungen für 
Betroffene zurückbleiben, so sei über eine Fortführung des EHS und des FSM auch nach 
einer Reform des OEG nachzudenken. 
  
Rörig: „Die Haltung der Politik der 19. Legislaturperiode wird ein deutlicher Seismograph 
dafür sein, ob der Kampf gegen sexuelle Gewalt ernst genommen wird und es uns 
endlich gelingt, Missbrauch einzudämmen und Betroffenen zeitnah und passgenau zu 
helfen.“ 
 
Hilfe und Informationen für Betroffene, Angehörige, Ärzte- und Therapeutenschaft und weitere 
Interessierte zum Thema sexueller Kindesmissbrauch: 
Hilfetelefon Sexueller Missbrauch: 0800 22 55 530 (kostenfrei und anonym) 
Hilfeportal Sexueller Missbrauch: www.hilfeportal-missbrauch.de  
____________________________________________________________________________________ 
 
* Zentrum für Traumaforschung (ZTF) Ulm  www.uni-ulm.de/med/zentrum-fuer-traumaforschung-
ulm/ , Sprecher für den Bereich Psychotrauma Prof. Dr. Jörg M. Fegert 
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